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(4) In der Anlage ist der Umfang der Angaben auf­
geführt, die zur Erteilung der einzelnen Zustimmun­
gen vorzulegen sind. Erforderliche Abweichungen und 
Präzisierungen legt die Staatliche Zentrale für Strah­
lenschutz in Zusammenarbeit mit dem Antragsteller 
fest. Die Unterlagen sind in zweifacher Ausfertigung 
einzureichen.

(5) Die Zustimmungen gemäß Abs. 3 können mit 
Auflagen verbunden sein.

(6) Die Zustimmungen gemäß Abs. 3 können zurück­
gezogen oder geändert werden, wenn die Voraussetzun­
gen, die zu ihrer Erteilung geführt haben, nicht mehr 
zutreffen. Die Zurückziehung oder Änderung von Zu­
stimmungen setzt eine Prüfung durch die Staatliche 
Zentrale für Strahlenschutz voraus, in' die der Antrag­
steller einzubeziehen ist.

§ 3
Planung der Investition

' (1) Die Staatliche Zentrale für Strahlenschutz ist bei 
der Erarbeitung der Grundlagen und Ausgangspunkte 
für die Vorbereitung von Investitionen für Kern­
anlagen hinzuzuziehen.

(2) In den Unterlagen, die der Vorbereitung der In­
vestition dienen, sind die grundlegenden, den Strahlen­
schutz und die nukleare Sicherheit betreffenden An­
forderungen und die zulässigen Ausgangswerte festzu­
legen.

§ 4
Zustimmung zum Standort einer Kernanlage

(1) Die Zustimmung zum Standort einer Kernanlage 
ist spätestens in der Phase der Erteilung der Stand­
ortgenehmigung gemäß der Verordnung vom 1. März 
1968 über Grundsätze zur Planung der Standortvertei­
lung von Investitionen (GBl. II S. 263) bei der Staat­
lichen Zentrale für Strahlenschutz einzuholen.

(2) Werden bei langfristigen Investitionsvorhaben 
einzelne Ausbaustufen gesondert vorbereitet, ist für 
die Erlangung der Zustimmung zum Standort ent­
sprechend dem Beschluß vom 26. Oktober 1967 über 
die Grundsätze zur Vorbereitung und Durchführung 
von Investitionen — Auszug — (GBl. II S. 813) zusätzlich 
eine Studie über die gesamte Investition vorzulegen.

(3) Die Zustimmung zum Standort wird spätestens 
12 Wochen nach Eingang der vollständigen, für die Ent­
scheidung notwendigen Unterlagen erteilt.

§  5
Zustimmung zur Errichtung einer Kernanlage

(1) Die während der Investitionsvorbereitung erar­
beiteten Unterlagen gemäß dem Beschluß über die 
Grundsätze zur Vorbereitung und Durchführung von 
Investitionen bedürfen, sofern sie den Strahlenschutz 
und die nukleare Sicherheit betreffen, der Bestätigung 
durch die Staatliche Zentrale für Strahlenschutz.

(2) Die Bestätigung kann durch Teilnahme der Staat­
lichen Zentrale für Strahlenschutz an der Ver­
teidigung dieser Unterlagen und anschließende unter­
schriftliche Bestätigung durch den Bevollmächtigten 
der Staatlichen Zentrale für Strahlenschutz erfolgen.

(3) Die zu verteidigenden bzw. zu bestätigenden 
Unterlagen sind der Staatlichen Zentrale für Strahlen­
schutz in der Regel mindestens 8 Wodien vor dem an­
gesetzten Termin der Verteidigung bzw. Bestätigung 
vorzulegen.

(4) Die Bestätigung gemäß Abs. 1 oder 2 stellt die 
Zustimmung zur Errichtung der Kernanlage dar.

(5) Können wesentliche Angaben zum Strahlenschutz 
und zur nuklearen Sicherheit erst mit der Ausarbei­
tung der Unterlagen für die Investitionsdurchführung 
gemacht werden, so müssen die betreffenden Projekte 
von der Staatlichen Zentrale für Strahlenschutz bestä­
tigt werden. Entsprechende Festlegungen werden bei 
der Zustimmung gemäß Abs. 4 getroffen.

(6) Werden bei der Investitionsdurchführung Ände­
rungen gegenüber den in den Vorbereitungsunterlagen 
enthaltenen Angaben vorgenommen, die den Strahlen­
schutz und die nukleare Sicherheit wesentlich beein­
flussen, so müssen diese durch die Staatliche Zentrale 
für Strahlensehutz bestätigt werden.

(7) Die Bestätigungen gemäß Absätzen 5 und 6 wer­
den Bestandteil der Zustimmung zur Errichtung gemäß 
Abs. 4.

§ e
Freigabe und Zustimmung zur Inbetriebnahme 

einer Kernanlage
(1) Anlagen, Anlagenteile und Einrichtungen, die 

radioaktive Stoffe enthalten bzw. dem Strahlenschutz 
oder der nuklearen Sicherheit dienen oder diese beein­
flussen, sind durch die Staatliche Zentrale für Strah­
lenschutz freigabepflichtig.

(2) Die Festlegung der gemäß Abs. 1 durch die 
Staatliche Zentrale für Strahlenschutz freizugebenden 
Anlagen, Anlagenteile und Einrichtungen und die für 
die Freigabe zu erfüllenden Anforderungen werden 
von der Staatlichen Zentrale für Strahlenschutz mit 
der Zustimmung zur Errichtung der Kernanlagen ge­
troffen.

(3) Die Freigabe wird durch Unterschrift des bevoll­
mächtigten Vertreters der Staatlichen Zentrale für 
Strahlenschutz auf einem Freigabeprotokoll bestätigt.

(4) Die Zustimmung zur Inbetriebnahme der Kern­
anlage wird erteilt, wenn die Freigaben gemäß Abs. 3 
erfolgt sind, die in der Anlage zu § 6 unter Ziffern 1 
bis 3 aufgeführten Unterlagen bestätigt und die unter 
Ziffern 4 bis 16 aufgeführten Unterlagen vorgelegt 
wurden.

(5) Die Zustimmung zur Inbetriebnahme gestattet 
gleichzeitig den Betrieb der Kernanlage während des 
Zeitraumes, der notwendig ist, um die für die Zustim­
mung zum Dauerbetrieb erforderlichen Angaben zu er­
halten.

§  7
Zustimmung zum Dauerbetrieb einer Kernanlage

(1) Vor Beginn des Dauerbetriebes einer Kernanlage 
ist bei der Staatlichen Zentrale für Strahlenschutz die 
Zustimmung zum Dauerbetrieb einzuholen.

(2) Die Zustimmung zum Dauerbetrieb wird nur für 
die Gesamtanlage bzw. einzelne Ausbaustufen erteilt.

(3) Die Erteilung der Zustimmung zum Dauerbetrieb 
erfolgt spätestens 8 Wochen nach Eingang der vollstän­
digen für die Entscheidung notwendigen Unterlagen.
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§  8  •  /
Berichterstattung während des Dauerbetriebes

(1) Während des Dauerbetriebes sind periodisch Be­
richte über die Ergebnisse der Überwachung und Kon­
trolle der strahlenschutztechnischen und nuklearen 
Sicherheitseinrichtungen und -maßnahmen sowie die 
Einhaltung der zulässigen Werte der Staatlichen Zen­
trale für Strahlenschutz zu übergeben.


